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Beschluss des Gemeinsamen Bundesausschusses gemäß § 91 SGB V vom 22. Januar 2015 
hier: Änderung des 2. Kapitels der Verfahrensordnung (VerfO):  

Anpassung aufgrund der Neuregelung in § 139d SGB V zur Erprobung von Leistungen 
und Maßnahmen zur Krankenbehandlung      

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

der von Ihnen gemäß § 91 Absatz 4 Satz 2 SGB V vorgelegte o.a. Beschluss vom 22. Januar 2015 

über eine Änderung der Verfahrensordnung wird nach eingehender Prüfung und unter 

Zurückstellung rechtlicher Bedenken genehmigt.  

 

Es wird angeregt zu prüfen, ob für diejenigen Personen und Verbände, die absehbar von einem 

späteren Richtlinienbeschluss über die erprobte Leistung oder Maßnahme auf Grundlage des 

Erprobungsergebnisses betroffen sein werden und daher dort ein gesetzliches 

Stellungnahmerecht haben, auch bereits für den Beschluss zur Erprobung eine 

Stellungnahmeberechtigung vorgesehen werden sollte.  

 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

 

 

Dr. Josephine Tautz 
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